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NnzeigeHlalt W Unl ^eehpitt -Keeif^s ,
enthaltend

die Wervrd « ungen .

Freitag den 23 . März .

Die Autheilviig der Grund - und Pfand . iL-ich - Führung von den eine eigne Ge¬
markung bildenden Domänen - Waldungen Mokzau und Neuer - Wald an das
Orts - und Pfandgericht in Huttenheim betreffend.

No , 5368 ,
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In Gemäßheit der Verordnung vom 13 . Januur 1831 , ( RegrerungSblatt 1831 No . II ) ist

nach Anhörung der Betheiligten die Führung des Grund » und deS Pfand -BuchS für die eine
eigne Gemarkung bildenden Domänen - Waiddistrictr Molzau und Neu er » Wald dem
Orts , und Pfandgericht (Gemeinderath ) der nah gelegenen Gemeinde Huttenheim , im Bezirks¬
amt PhilippSburg , übertragen worden .

Mannheim den 8 . März 1838 .
Großhcrzogliche Regierung deS Unterrhein -Kreifes .

Dahmen . V-lt . Nüßlin .

Ro . 5525 . Die Zahlung der SkaatL -Beiträge zu de» LehrerS- Gehalten betr .
Nachträglich zu der Verordnung vom 18 . May v . I , No . 10475 . Anzeigeblatt No . 9 .

werdeti die betreffende Schulvorstände weiter angewiesen , mit der erstmaligen Anzeige an die
Kaffe, die den Staats - Beitrag zu zahlen hat , rückstchtlich des Lehrers , welcher solchen Beitrag
zu empfangen hak , zugleich auch die Anzeige zu verbinden , wieviel die Gemeindskaffe siit dem
1. Juni 1836 auf Rechnung der Staatskaffe an den Lehrer als Gehalt für diese Periode vorge »
schossen hat , und wieviel ihr also zu ersetzen ist ; worauf sofort die betreffende Staatskasse un¬
mittelbar den Betrag an die Gemeindskaffe auSzahlen , und sich von ihr quittiren lassen wird .

Mannheim , den 9. März 1838 .
Großhcrz . Regierung des UnterrheinkreiseS .

Dahmen .
»dt . Gdbel .

Verordn « « «.
Ro . 5766 .**v# socjirayung oer vrircjjtmp .

Nach ' dir Verordnung im NggSbltt . von 1818 Stk . XI . § . » 5 . , steht bei Beschädigungen
der Feldbefitzer durch die Schaafe nicht dem Gemeindevorsteher , sondern dem Amt daS Erkennt «
niß zu ; erster.-c hat nach den dort in § 13 . und 14. gegebenen Vorschriften , nur die Schadens «
aufnahme bewirken zu lassen . Häufig wird diese Vorschrift außer Acht gelassen, und da auf
den Grund der Nichtbeobachtung deS vorgeschriebenen Verfahrens die erlassenen Strafbescheide
aufgehoben werden müssen ; so entsteht häufig der große Mißstand , daß bedeutende Beschädi¬
gungen dieser Art unbestraft und die Benachtheiligtea unentschädigt bleiben , weil in der Regel
die versäumte Schadens - Abschätzung nicht mehr nachgeholt werden kann . Zu Abstellung dieses
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UebrlstandeS werden die Aemter angewiesen , die ihnen untergebenen Bürgermeister , zur genaue «

Befolgung der angeführten Verordnung bei eigener Bera « twortlichkeit anzuweisen .

Mannheim den 12 . März 1838 .
Großherzogliche Regierung des Unterrhein -Kreises .

Dahmen .
Vät . Göbel .

. Bekanntmachung .
Ro . 5828. Di« Decrciur d«r Gebührenzettel de« Phyfikuö und d «S Landchirurgcu auf dir

Gemcmdekaffe betr .
Die Gebühren , welche PhysikuS und Landchirurg in ihrer Eigenschaft als Beamte deS Bezirks

an die Gemeinden ansprechen , bedürfen nach der Verordnung vom 3l . August 1835 ( Anzgbltt .

1835 No . 78 . ) der dirffeitigen Genehmigung . Die Gebührenzettel für Behandlung armer Kran¬

ken außerhalb det Wohnort - obiger Aerzte , sind aber bloß den Gemeinderathen zur Decretur

zuzustellen , weil hiebei der BrzirkS - SauitätS -Beamte nicht als solcher , sondern bloS als prakti -

tischer Arzt handelt .
Damit sowohl diese Decretur , als die Beurthcilung der Ansätze bei Revision und Superre¬

vision der Rechnungen ohne Weitläufigkeit geschehen kann , werden die Physikate angewiesen ,

jeden Ansatz auf solchen ForderunaSzeUeln der Laxordnung gemäß , genau zu fpecifiziren .

Mannheim , den 13 . März 1838 .
Großherzogliche Regierung der UaterrheiakreistS .

Dahmen .
Vdt . Göbel.

Ro . 2538 . Plenum, Das Verfahren in Steucrstrafsachcn betreffend.
Die in Steuer - und Zollsachen ergehenden Strafurthei

' le pflegen die Strafen bloS in Geld

auSzufprechen und der eventuell eintretenden Gefängnißstrafen nicht zu gedenken .

Da diese Form der Uctheile die Folge hat , daß die Steuer - und Zollbehörden , so oft eine

Geldstrafe unbeibringlich ist , daS Gericht , von welchem die Strafe ausgesprochen worden , nm

Verwandlung derselben in Gcfängnißstrafe angehen müssen , und hierdurch in so fern da » die

« eldstrafe verwandelnde Gericht nicht zugleich das Gericht deö Wohnsitzes des Verurrheilten resp .

die . die Strafe vollziehende Gerichtsbehörde ist , auf der einen und andern Seite neue und unver -

hältnißmäßige Weitläufigkeiten entstehen , so werden , in Folge einer von Großherzoglichrm Zu .

stiz - Ministerium ergangenen Anordnung sämmtlichen Aemter deö HofgerichtS - BczirkS angewiesen :

„ in allen Fällen , wo die Zahlungsfähigkeit deö Berurtheilten unbekannt oder zweifelhaft

ist , insbesondere , wenn der Berurtheilte nicht im Amtsbezirke ansäßig ist , im Urtheil nächst

der zu erkennenden Geldstrafe in einem besondern Satz auch auSzuspreche >.i , daß und in wel¬

chem Maafie , falls die von den Steuer , oder Zollbehörden angeordnete Exekution ohne Erfolg

bleiben sollte , die Geldstrafe in Gefängnißstrafe zu verwandeln resp . zu vollziehen scy . "

Mannheim den 6 . März 1838 .
Großherzoglich badisches Hofgericht .

v . Zagemann .
M . Mittermaier .
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